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Grüne legen Gesetzentwurf für Polizeibeauftragten im Bund vor

Berlin, 19.02.2019, 20:02 Uhr

GDN - Die Grünen fordern die Einsetzung eines unabhängigen Polizeibeauftragten für den Bund. Einen entsprechenden
Gesetzentwurf, über den das "Handelsblatt" (Mittwochsausgabe) berichtet, habe die Grünen-Bundestagsfraktion am Dienstag
beschließen wollen. 

Die Vorfälle rund um rechtsextreme Chats in Polizeibehörden hätten noch einmal verdeutlicht, welch "wichtige Aufgabe" einer solchen
Institution zukommen könne, begründete die Grünen-Innenpolitikerin Irene Mihalic den Vorstoß. Polizeibeamte müssten "endlich die
Möglichkeit haben, solch problematische Entwicklungen auch außerhalb der polizeilichen Hierarchien anzusprechen", so die Grünen-
Politikerin weiter. Sie zog einen Vergleich zum Wehrbeauftragten des Bundestages. Den Wehrbeauftragten habe man zunächst auch
nicht gewollt, "heute ist er ein Erfolgsmodell", so Mihalic. Laut dem Grünen-Vorschlag soll der beim Bundestag angesiedelte
Beauftragte für Bundespolizei, Bundeskriminalamt, Zollverwaltung und die Polizei des Bundestags zuständig sein. Mindestens alle
zwei Jahre soll der von den Abgeordneten für fünf Jahre gewählte Polizeibeauftragte dem Parlament einen Bericht über seine Arbeit
vorlegen, in dem er auch Empfehlungen gibt für strukturelle Änderungen in den Behörden sowie Maßnahmen zur Verbesserung der
Fehlerkultur in diesen Behörden vorschlägt, heißt es in dem Gesetzentwurf. Um seine Aufgaben erfüllen zu können, würden dem
Polizeibeauftragten weitreichende Rechte zustehen. So soll er beispielsweise gegenüber den nachgeordneten Behörden des Innen-
und des Finanzministeriums über ein Recht auf Akteneinsicht verfügen. Zudem soll der Beauftragte jederzeit alle Dienststellen der
Bundespolizei, des Bundeskriminalamts, der Bundeszollverwaltung auch ohne vorherige Anmeldung besuchen dürfen, heißt es weiter.
Ziel einer "externen und unabhängigen Stelle" soll laut Gesetzentwurf sein, Bürgern, sowie Menschenrechtsorganisationen und
Beschäftigten aus den jeweiligen Behörden die Möglichkeit zu eröffnen, "Missstände und Fehler anzusprechen, ohne dabei
Sanktionen oder berufliche Nachteile fürchten zu müssen", heißt es in dem Gesetzentwurf, über den das "Handelsblatt" berichtet.

Bericht online:
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Redaktion und Veranwortlichkeit:
V.i.S.d.P. und gem. § 6 MDStV: 

Haftungsausschluss:
Der Herausgeber übernimmt keine Haftung für die Richtigkeit oder Vollständigkeit der veröffentlichten Meldung, sondern stellt
lediglich den Speicherplatz für die Bereitstellung und den Zugriff auf Inhalte Dritter zur Verfügung. Für den Inhalt der Meldung ist der
allein jeweilige Autor verantwortlich. 

Editorial program service of General News Agency:
United Press Association, Inc.
3651 Lindell Road, Suite D168
Las Vegas, NV 89103, USA
(702) 943.0321 Local
(702) 943.0233 Facsimile
info@unitedpressassociation.org
info@gna24.com
www.gna24.com 

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

https://www.germandailynews.com/bericht-120344/gruene-legen-gesetzentwurf-fuer-polizeibeauftragten-im-bund-vor.html
mailto:info@unitedpressassociation.org
mailto:info@gna24.com
http://www.gna24.com/
http://www.tcpdf.org

